
Zwischen der

Freien Hansestadt Bremen

vertreten durch

die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und lntegration

und

AWO-lntegra gGmbH, Auf den Häfen 30-32, 28203 Bremen

wird folgende

Vereinbarung nach S 125 Abs. 1 SGB lX

geschlossen:

1. Gegenstand

1.1 Gegenstand dieser Vereinbarung sind Eingliederungshilfeleistungen, welche für enrvach-

sene Menschen mit Suchterkrankungen nach $ 99 SGB lX in Verbindung mit S 53 SGB

Xll und $ 3 der Verordnung zu $ 60 SGB Xll, in der am 31. Dezember 2019 geltenden

Fassung, erbracht werden.

1.2 Die Eingliederungshilfeleistungen werden von der AWO-Integra gGmbH - nachfolgend

Leistungserbringer genannt - gemäß S 90 SGB lX in Verbindung mit S 113 Abs. 1 und

2 Nr. 2 SGB lX In Verbindung mit $ 78 Abs. 1 und 2 SGB lX im Übergangswohnen für

enrvachsene suchtkranke Menschen, im Haus Blumenthal, Leverkenbarg 3, 28779

Bremen, erbracht.

1.3 Diese Vereinbarung bestimmt Näheres zu Art, lnhalt und Umfang der Leistung, ihrer

Vergütung und ihrer Prüfung. lm Übrigen finden die Regelungen des Bremischen Lan-

desrahmenvertrages nach $ 131 Abs. 1 SGB lX (BremLRV SGB lX) vom 09.08.2019 in

Verbindung mit seinen Anlagen in der aktuellen Fassung Anwendung.
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2. Leistungsvereinbarung

2.1 Das Leistungsangebot des Leistungserbringers entspricht dem Leistungstyp ,,Über-

gangswohnen für erwachsene suchtkranke Menschen". Näheres zu Art, lnhalt, Umfang

und Qualität der Leistung ist der beigefügten Leistungsbeschreibung (Anlage 1) zu ent-

nehmen. Die Betreuung schließt eine arbeitstägliche Verfügbarkeit von mindestens 3

Stunden bzw. 15 Stunden wöchentlich nicht aus.

2.2 lst eine Begleitung im Krankenhaus im Einzelfallerforderlich, für erwachsene Menschen,

die zum Personenkreis nach S 99 SGB lX gehören und die bereits Leistungen der Ein-

gliederungshilfe nach Teil2 SGB lX beziehen, kann diese gemäß der Rahmenleistungs-

beschreibung ,,Begleitung im Krankenhaus für erwachsene Leistungsberechtigte" (An-

lage 4) erfolgen.

2.3 Die Leistungen sind nach den allgemein anerkannten fachlichen Standards sowie der

Entgeltbemessung zugrunde liegenden personellen Ausstattung zu erbringen. Sie müs-

sen ausreichend und zweckmäßig sein und dürfen das Maß des Notwendigen nicht über-

schreiten. Sie sind so zu gestalten, dass eine bedarfsgerechte Hilfe im Einzelfallgewähr-

leistet ist.

2.4 Der Leistungserbringer verpflichtet sich nur Personal einzusetzen, das entsprechend der

Ziffer 5.1 der Leistungstypenbeschreibung, persönlich geeignet ist.

2.5 Der Leistungserbringer verpflichtet sich im Rahmen des vereinbarten Leistungstyps

Leistungsberechtigte au2unehmen und zu betreuen.

2.6 Dieser Vereinbarung liegt eine Anzahl von 24 Plätzen zugrunde. Diese sind vorrangig

für bremische Leistungsberechtigte vozuhalten.

3. Personelle Ausstattung

3.1 Die benötigte Personalausstattung wird auf Basis der Plan-Belegung des Leistungser-

bringers für das Unterstützungspersonal, die Fachlichen Leitung / Koordination und die über-

greifenden Fachdienste ermittelt. Sie wird gemäß den in der Rahmenleistungsbeschreibung

genannten Personalschlüsseln berechnet.



Seite 3 zur Vereinbarung über ein Leistungsentgelt für die Zeit ab 01.06.2026

3.2 Die Plan-Belegung laut Kalkulation (Anlage 2 und 3) stellt sich wie folgt dar

Hilfebedarfs-

gruppe

Personen-

zahl

Beleg-

tage

Personal-

schlüssel

Vollzeit

stellen

1

2

3

4

5

Gesamt

3.3 Auf Basis der Plan-Belegung ergeben sich für die zu erbringenden Assistenzleistungen

insgesamt ollzeitstellen für das Unterstützungspersonal, die Fachliche Leitung / Koordi-

nation und die übergreifenden Fachdienste. Hierbeiwird für die Fachliche Leitung / Koordina-

tion mit einem Personalschlüssel von bezogen auf die Anzahl der Leistungsberechtig-

ten kalkuliert.

3.4 Die unter Absatz 3.3 genannten  Vollzeitstellen setzen sich gemäß der Kalkulation

(siehe Anlagen 2 und 3) aus folgendem Personalmix zusammen und verfügen über folgende

Qualifikationen. .

3.5 Es wird eine Fachkraftquote in Höhe von vergütet, die vom Leistungserbringer im

Rahmen der Leistungserbringung einzuhalten ist.

3.6 Der erforderliche Personalmix für das Vorhalten einer Rufbereitschaft setzt sich gemäß

der Kalkulation (siehe Anlagen 2 und 3) in Vollzeitstellen wie folgt zusammen:

4. Vergütung des Personals

4.1 Der Leistungserbringer verpflichtet sich, die Bestimmungen des Mindestlohngesetzes für

das Land Bremen (Landesmindestlohngesetz) in seiner jeweils gültigen Fassung zu beach-

ten und seine Arbeitnehmer:innen nicht unterhalb des Landesmindestlohns zuvergüten.
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4.2 Zur Vergütung der Mitarbeitenden wird der Tarifvertrag ,,TV AWO" vom 05.07.2013, mit

der jeweils gültigen Entgelttabelle des TVL / TVL-S angewendet, in der Fassung des Ande-

rungstarifvertrages vom 1 1.03.2024. Zu den Bestandteilen gehören insbesondere die sich

aus dem Tarifuertrag ergebenden Entlohnungsansprüche wie die Grundvergütung, ein-

schließlich Entgeltbestandteile, die an die Art der Tätigkeit, Qualifikation und Berufserfahrung

derArbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer anknüpfen, Einmalzahlungen, Jahressondezah-

lung, Urlaubsansprüche, Zulagen und Zuschläge unter Mindesteinhaltung der jeweiligen Er-

fahrungsstufen sowie die Einhaltung der Eingruppierungsgrundsätze des Tarifvertrags.

4.3 Die durchschnittlichen Arbeitgeberbruttojahreskosten für das Unterstützungspersonal, die

Fachliche Leitung / Koordination und die übergreifenden Fachdienste betragen für Fach-

kräfte  (Zeitraum 01.06.2026 - 28.02.2027), Fachkräfte (ab

01.03.2027-31.12.2027), sowie Fachkräfte (ab 01 .01.2028). Die Definition von

Fachkräften und Nicht-Fachkräften ergeben sich aus der Vorlage der Vertragskommission

vom 25.10.2024 unter TOP 7. Demnach haben Fachkräfte eine dreijährige Ausbildung oder

ein Studium gemäß Leistungsbeschreibung abgeschlossen. Alle Mitarbeitenden mit anderen

Qualifikationen werden vertragsrechtlich den Nicht-Fachkräften zugeordnet. Die Berech-

nungsgrundlagen ergeben sich aus den Kalkulationsunterlagen (Anlagen 2 und 3). Die Ar-

beitgeberbruttojahreskosten werden vom Leistungserbringer prospektiv, unter Bezugnahme

auf das bereits vorhandene Personal, sowie unter Berücksichtigung notwendiger Neueinstel-

lungen und voraussichtlicher Personalabgänge, berechnet.

5. Vergütungsvereinbarung

5.1 Für die Zeit ab dem 01 .06.2026 wird zur Abgeltung der erbrachten Leistungen nach Ziffer

2.1 ein Entgelt vereinbart.

5.1.1 Pro Leistungsempfänger und Leisungstag beträgt das Entgelt für den Zeitraum

01 .06.2026 - 28.02.2027

Hilfebedarfs-
oruppe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
pauschale

lnvestitions-
betrag

Gesamt-
entqelt

1 8,87 € 24,96€ 1,92€ 4,34€ 40,09 €

2 8,87 € 32,91 € 1,92€ 4,34 € 48,04€

3 8,87 € 44,70 € 1,92€ 4,34€ 59,83 €

4 8,87 € 64,75€ 1,92€ 4,34€ 79,88 €

5 8,87 € 88,43 € 1,92€ 4,34€ 103,56 €
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5.1.2 Pro Leistungsempfänger und Leistungstag beträgt das Entgelt für den Zeitraum ab dem

01 .03.2027 -31 .1 2.2027

5.1.3 Pro Leistungsempfänger und Leistungstag beträgt das Entgelt für den Zeitraum ab dem

ab 01.01.2028

5.1.4 Bei Unterbrechung dervereinbarten personenzentrierten Unterstützungsleistungen auf-

grund von Urlaub, Krankheit oder Kuraufenthalt des Leistungsempfängers, wird das Ge-

samtentgelt für bis zu 30 zusammenhängende Abrechnungstage fortgezahlt. Darüber

hinaus nur dann, wenn rechtzeitig vor Ablauf dieser Frist mit dem zuständigen örtlichen

Eingliederungshilfeträger Einigkeit über die Weiterführung der Entgeltzahlung getroffen

worden ist.

5.1.5 Gemäß S 19 Abs. 6 Brem LRV SGB lX wird bei einer mehr als 4 Wochen andauernden

Unterbrechung der vereinbarten personenzentrierten Unterstützungsleistungen auf-

grund eines stationären Krankenhaus- oder Kuraufenthaltes des Leistungsempfängers

Hilfebedarfs-
qrupoe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
pauschale

lnvestitions-
betrao

Gesamt-
entqelt

1 8,90 € 25,20€ 1,95 € 4,34€ 40,39 €

2 8,90 € 33,26 € 1,95 € 4,34 € 48,45€

3 8,90 € 45,20€ 1,95 € 4,34€ 60,39 €

4 8,90 € 65,51 € 1,95 € 4,34 € 80,70 €

5 8,90 € 89,50 € 1,95 € 4,34€ 104,69 €

Hilfebedarfs-
qruppe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
pauschale

lnvestitions-
betrao

Gesamt-
entqelt

1 9,05 € 25,51€ 1,97 € 4,34€ 40,87 €

2 9,05 € 33,65 € 1,97 € 4,34€ 49,01 €

3 9,05 € 45,71€ 1,97 € 4,34€ 51,07 €

4 9,05 € 66,22€ 1,97 € 4,34€ 81,58 €

5 9,05 € 90,44€ 1,97 € 4,34 € 105,80 €
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eine Vergütung bei Unterbrechung pro Leistungsempfänger und Abwesenheitstag ge-

zahlt, die sich wie folgt darstellt:

Für den Zeitraum 01.06.2026 - 28.02.2027

Für den Zeitraum 01.03.2027 -31.12.2027

Für den Zeitraum ab 01 .01.2028

Diese Vergütung bei Unterbrechung gilt mit Beginn der 5. Woche bis zum Ende der Ab-

wesenheit. Aufnahme- und Entlassungstag bei stationärer Krankenversorgung gelten

als volle Leistungstage, so dass der Zeitraum der vorübergehenden Abwesenheit mit

dem Tag nach der Aufnahme beginnt und mit dem Tag vor der Entlassung endet.

5.1 .6 Die Grundlagen zur Ermittlung der oben genannten Entgelte sind den Kalkulationsunter-

lagen gemäß Anlage 3 zum BremLRV SGB lX (Anlage 3) zu entnehmen. Ebenfalls Ver-

tragsbestandteil ist die Anlage 4 zum BremLRV SGB lX, die die Grundsätze und das

Hilfebedarfs-
qruppe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
pauschale

lnvestitions-
betraq

Gesamt-
entselt

1 6,65 € 18,72€ 1,92 4,34€ 31,63 €

2 6,65 € 24,69€ 1,92 4,34€ 37,60 €

3 6,65 € 33,54 € 1,92 4,34 € 46,45€

4 6,65 € 48,57 € 1,92 4,34€ 61,48 €

5 6,65 € 66,33 € 1,92 4,34€ 79,24€

Hilfebedarfs-
qruppe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
pauschale

lnvestitions-
betraq

Gesamt-
entqelt

1 6,68 € 18,89 € 1,95 4,34€ 31,86 €

2 6,68 € 24,95€ 1,95 4,34 € 37,92€

3 6,68 € 33,90 € 1,95 4,34€ 46,87 €

4 6,68 € 49,14€ 1,95 4,34€ 62,11€

5 6,68 € 67,13 € 1,95 4,34 € 80,10 €

Hilfebedarfs-
qruppe

Grund-
pauschale

Maßnahme-
pauschale

Ergänzungs-
pauschale

lnvestitions-
betraq

Gesamt-
entqelt

1 6,79 € 19,13 € 1,97 4,34 € 32,23€

2 6,79 € 25,24€ 1,97 4,34€ 38,34 €

3 6,79 € 34,29€ 1,97 4,34€ 47,39€

4 6,79 € 49,67 € 1,97 4,34 € 62,77 €

5 6,79 € 67,84€ 1,97 4,34€ 80,94 €
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Verfahren zur Bewertung und Berechnung des lnvestitionsbetrages nach S 131 Abs. 1

Satz2 Nr. 1 SGB lX i. V. m. $ 125 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 SGB lX regelt.

5.2 Einzelfall erforderliche Begleitung im Krankenhaus nach Ziffer 2.2 wird bei einer Kompen-

sation im Regelsetting pro kompensierter Leistungsstunde (60 Minuten) unterschieden nach

Kompensation durch eine Nichtfachkraft oder Kompensation durch eine Fachkraft pro Stunde

entsprechend der Anlage 9 zum Landesrahmenvertrag SGB lX Landeseinheitliche Vergü-

tungssätze in der jeweils gültigen Fassung vergütet.

5.3 Eine Abrechnung der unter Ziffer 5.1-5.2 genannten Vergütung ist nurzulässig, wenn eine

entsprechende Zusicherung der Übernahme der Vergütung des zuständigen Trägers der

gliederungshilfe im Einzelfall vorliegt.

6. Prüfungsvereinbarung

6.1 Es gelten die Regelungen des S 128 SGB lX in Verbindung mit $ 5 des Ausführungsge-

setzes zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes in der Freien Hansestadt Bremen sowie

die Regelungen des BremLRV SGB lX zu Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsprüfungen.

6.2 lm Rahmen der Qualitätsberichtserstattung übermittelt der Leistungserbringer das Be-

richtsraster Qualitätsprüfung bis zum 31 . März des jeweiligen folgenden Kalenderjahres an die

Senatorin fürArbeit, Soziales, Jugend und lntegration (siehe hiezu BremLRV SGB lX in seiner

aktuellen Fassung). Die Berichterstattung erfolgt jeweils für das vergangene Kalenderjahr.

6.3 Die Begleitung im Krankenhaus ist über ein gesondertes Berichtsraster (Qualitätsbericht)

zum 31.01. des jeweiligen folgenden Kalenderjahres an die Senatorin für Arbeit, Soziales, Ju-

gend und lntegration zu übermitteln.

7. Vereinbarungszeitraum

7.1 Die Vereinbarung gilt ab dem 01. Juni 2026 und wird mit einer Mindestlaufzeit von

20 Monaten (mindestens bis 31.01.2028) auf unbestimmte Zeit geschlossen.

7 .2 Zur vollständigen oder teilweisen Anderung oder Aufhebung der Vereinbarung bedarf es

einer schriftlichen Kündigung unter Einhaltung der unter Ziffer 7.1 genannten Mindestlaufzeit.
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Die Vergütungsvereinbarung kann mit einer Frist von mindestens 6 Wochen, die übrigen Be-

standteile der Vereinbarung können mit einer Frist von mindestens 3 Monaten gekündigt wer-

den.

7 .3 Für den Fall, dass Leistungs- und Vergütungsfaktoren bzw. -strukturen durch gesetzliche

oder landesrahmenvertragliche Neuerungen wesentlich verändert werden, kann diese Verein-

barung von jeder Vertragspartei ohne Einhaltung einer Frist zum Zwecke der Anpassung durch

Neuverhandlung gekündigt werden. Bis zum Abschluss einer Neuverhandlung gelten die bis-

herigen Regelungen weiter.

7.4 Um auf extreme Abweichungen bei den Sachkostensteigerungen in Vereinbarungen mit

einer Laufzeit von mehr als 18 Monaten reagieren zu können, löst eine Abweichung der zu-

grunde gelegten lnflationsrate von mehr als S-%-Punkten gemäß VK-Beschluss zur TV-L-

Umsetzung vom 15.04,26 ein beidseitiges Sonderkündigungsrecht aus (also z. B. statt 1,5o/o

Preissteigerung > 6,5 o/o Steigerung

8. Sonstige Regelungen

8.1 Dieser Vertrag unterliegt dem Bremer lnformationsfreiheitsgesetz (BremlFG). Bei Vor-

liegen der gesetzlichen Voraussetzungen wird er nach Maßgabe der Vorschriften des

BremlFG im elektronischen lnformationsregister veröffentlicht. Unabhängig von einer

möglichen Veröffentlichung kann der Vertrag Gegenstand von Auskunftsanträgen nach

dem BremlFG sein.

8.2

8.3

Die Anlagen 1 bis 4 sind Bestandteil der Vereinbarung.

Bei Unwirksamkeit einer Bestimmung dieses Vertrages verlieren die übrigen Bestim-

mungen ihre Wirksamkeit nicht. Eine unwirksame Regelung ist von den Vertragsparteien

durch eine wirksame zu ersetzen, die der unwirksamen in ihrer Auswirkung möglichst

nahe kommt. lm Übrigen gelten die Vorschriften der SS 53 ff. des Zehnten Buch Sozial-

gesetzbuch (SGB X) über den öffentlich-rechtlichen Vertrag.
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Geschlossen: Bremen, Juni 2026

Die Senatorin für Arbeit, Soziales,
Jugend und lntegration

eistungserbringer

Anlaqen.

1: Leistungsbeschreibung
2: Kal kulationsu nterlagen ab 0 1 . 06. 2026-28.02.2027
3: Kalkulationsunterlagen ab 01 .03.2027-31.12.2027 und ab 01 .01.2028
4: Rahmenleistungsbeschreibung: Begleitung im Krankenhaus für erwachsene Men-

schen

Anlage
Anlage
Anlage
Anlage



Leistu n gstYPbesch rei bu n g

Ünergangswohnen für
suchikranke Menschen der AWO
Bremen
(ehemals Ü bergangswohnen)

Das Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz und das Bremische Wohn- und

Betreuungsgesetz finden keine Anwendung'

90nEi sgem.liederuder gshilfeLeist n ngistn g n gsangebot
Abs78itmIXB Verbin s2 SG2Nu1 ndAbs3itm 1IXSGB Verb.ln s

enschenMern uchtkrankererwachseISdenfür Personenkre2und IXSGB
BSGzuVerordder n 60nach 3 $XSGB nd unguJ s5mIX99 t. snach c

S ntnzeEitndie apartmeFassun20 s,oberDezemI geltendenX dern 3am
n zutzuUnterstü gundndu der Fnlebe örderungschaftneineroder Wohngemei

ageDiese Rechtsgrundbedürfen.aftGeme nschtnLeben derT hab am
un nte den ungenBedingLe istungedern erd GestaltungAnwendu ngfindet

dn Bremenfür5 LadasesLand rahmenvertragdes

Begriff/ Rechts-
grundlage

Ku reibung/

ohne persönliche Unterstützung und Förderung in einem Übergangszeit-

r"u* ni"ht selbständig leben können und

iüi"in"n Uu"rgrng"räitt"um nicht in der Lage sind' einen Teil des Tages

,ndroo"|. tage,ieisä sowie nachts ohne persönliche unterstützung zu sein

und
mit einer ambulanten psychiatrischen und/oder psychotherapeu.tischen, Be-

rränotung _ ggf. mit zuslltzlich verordneter ambulanter nichtärztlicher Thera-

pi" - 
"i"f.rt 

oäär nocn nicht ausreichend versorgt sind'

a

o

behin-seelisch wesentlicherhaltenswohnenngEingl
dieMenschen)(suchtkrankederte

überwinden bzw. zu mildern
rdenbehindertenMenschennachseinenMöglichkeitenzurTeilhabeam

Leben in die Gesellschaft zu befähigen

. ihn zu einer weitgehend selbständigen Lebensführung zu befähigen

und soweit wie mogticn unabhängig von Unterstützung zu machen

ZiehathnenSWO zumim rgangUnte rstützu ng
Fol zundu rendeen genbedi Beeinträchtigungndbehi gteneruna d e gs

ziten stärkenUich kea ted Selbsthilfemög
erreichenzuationLebenssitudertslerua Stabelne

3. ng
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a

a

tkran-SuchstationärernalteAufenthresbesondeneruH ng,ospitalisi
rmeVE idenZUkenbehan dlung

beizu tragenherd rbsfäErwe igkeitaltungBeibehbzwErlanzut gung

en4

nens.

Bei entsprechender Bedarfslage erhalten Bewohner und Bewohnerinnen des

il;;gild;;hn"n, L"iIrng"äd"|. Hitr" zum Lebensunterhalt oder der Grund-

;;Ä";;;ö im Alter ooer bei trwerbsminderung nach SGB Xll oder Leistungen

nach dem SGB ll.

Reinigunq:
Der Leistungserbringer stellt die regelmäßige Reinigung der Bewohnerzimmer

""*i" 
Jf"i änderen'Nutz- und Gemeinschaftsflächen sicher'

Wäschereiniqung und Pfleoe:
Der Leistungserbringerfitärt die Pflege und vermittelt die lnstandhaltung der

Wäsche dei Bewohner und Bewohnerinnen'

bergangwoh-istungsbestandteil des
Unterkunft und VerPflegung sind nicht Leund Ver-

pflegung
4.1. Unterku

DieLeistungenwerdenalsBeratung'BegleitungundUnterstützung'Erschlie-
ä;r;;; i"ili;n im u mr"iJ Än bii; ;ö stät tverträtende Au sf ü h ru ng, Beaufsichti-

ö ;; ;il xonltor t 

", 
zietgeiictrtete Fö-rderu n g, und umfassende U nterstützun g

regelmäßig im Rahmen ää" Oägrtu"Lt"ten Ünterstützungsumfanges erbracht.

Die Hilfen können individuell odär im Rahmen von Gruppenangeboten geleistet

werden.
Bei gravierenden Veränderungen, die Einflrrss.auf die Ziel- und Maßnahmepla-

,,',,lrö i, O"iCesamtplanung fränen, ist derzuständige Sozialhilfe-träger umge-

hend zu informieren. Unt"iUi* *ttuteilenden Veränderungen fallen sowohl

;bffi; 
"in1,"ut"nO" "b';; g$iänte unU in der ZLrkunft liegende gravierende

Ereignisse.

DerLeistungserbringerschließtnritdem/derzuUnterstützendeneinenBe.
treuungsvertrug, tn o"r;ü"rtÄg ,ino die vom sozialhilfeträger bewilligte Ziel-

setzung, lnhalt und umfang deiLeistungen sowie Mitwirkungserfordernisse und

-rechte der Betroffenenlu"U"scfrreibenl Der Betreuungsvertrag wird vor Be-

gi,.'ln uin", Maßnahme angesctrtossen. Der Vertrag ist dem sozialhilfeträger zu

itbermitteln.

Die Verträge werden vor Beginn eile-r]M.3j3.na.hme abgeschlossen' Die Verträge

ri"O A"t öesamtplan nach $ 121 SGB lX beizufügen'

desRahmenimansich denrenorientienh en LeistungeieD personenbezoge e-renrfaSVE festghdend imIXSGB tt Begutachtungu2nach sGesamtplanes sst sichn bn emLeistudermfaU oeDer ngrfenHellen bedalfeividind ustellten desuauf rundlage Jewerdezelfaltm Einun wind rdrU5 H ppelfebedarfsgnach
Sren festgeh legt.en Begutachtungsverfaig

4.2.Art, lnhalt und Um-
fang der Leistungen

der- und Unterstützungshilfen bei der

. SelbstversorgungANohnen/Gesundheit

. Tagesgestaltung/Kontakte
r selbständigen t"nanspruchnahme sozialer und medizinischer Hilfen

. Beschäftigung/ArbeitundAusbildung

. KoordinationundBehandlungsplanung

n üben Leistu

iten) gehören För-(Kontaktzeen LeistungenZu den direkten personenbezogen

Eine Besonderhe it der direkten ISOnen

4.3 Direkte Personen-
bezogene Leistun-
gen
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Die Ausgestaltung der Hilfen entspricht den im Begutachtungsverfahren aufge-

fiihrten Lebensbereichen/Hilfebereichen'

(siehe 5.5)sangeboteund Beschäftigungwohnen sind interne Arbeits-

konferenzen

nKontaktevonund PFördedie rung flegerenLein direkten gehöden stungenZu die Zu-Woh numfeldesunmittelbaredesPesowie rsonenAnzu geh örigen
KI tnl-Arzten,mit n iedergelassenenBeireuernnmit gesetzlichemenarbeitsam Fach-rnenextenderenaSOWIEBehandlungszentreniatrischenundken psych

Bdie eteili-sowleenBehördundAmternmitundkräften nspartnernKooperatio
LeinschoFnu dered rtschreibungnund ungderan B Hilfeplanu egutachtungngs all-FanelT nahmesowleufsberichtenE untwickl ngs-l/erlavonder Erstellung

4.4 lndirekte Personen-
bezogene Leistun'
gen

beitskreise etcr
r Verwaltung und Öffentlichkeitsarbeit
r Fortbildung und SuPervision
. Qualitätssichernde Maßnahmen/Dokumentation
. Fahrten und Wegezeiten

ereinsbesondLedenZu stungen gehörensonstigen
n AreamT genFDienstes all-, besprechudessatio n nda LeitungOrgan

nstige Leistun-4.5
gen

icht:nöreNS gehgswohneLeistu desdenZu ngen
ierbeihsichEs handeltentischeu Leistungnduizimed ische rapena psychothe

icherung"KrankenversesetzlicheGBSGnachen demmu Leistu ng
sind (Leis-zuständigLeistuandere vorranglgdie ngsträgerfürna Leistunge

u nd xl)hac GBDtu nnnge

4.6 Leistungsaus-
schluss

5 Personal

ungskräfte enthalten.

DerLeistungserbring'brhatsicherzustellen'dassimRahmenvonTätigkeiten
mit Kontakt zu Leistungsberechtigten nur Personen beschäftigt oder vermittelt

werden, die nicht wegen einer Oe-r in $ 7p (2) SGB Xll genannte.n.Straftaten

iläf1lrfiaitig verurteiti woiJen sind. Zü aieiem Zweck hat er sich bei der Ein-

.i"ifr"g, 
"ür 

besonderem Anlass und in regelmäßigen Abständen.(spätestens

äir" ä läruäl ein erweitertes Führungszeugnis nach $ 30a Absatz 1. des Bun-

;;;;;;;l-ägirtu* uoruö"n zu tasäen, wäches nicht älter als drei Monate ist.

Unbeschadet dessen fr"iä", lei"tung"erUringer unverzüglich geeignete Maß-

nuh*"n ^ ergreifen, *"nn it'tt bekannt wird, dass gegen eine solche,Person

weoen des Verdacht", 
"n" 

solche Straftat begangen zu haben,. Ermittlungen

l"rr"öii"r"ärr"rniiö 
"ing"luit"t 

worden sind, Diese Regelungen O.gtt:.{."L q1"1.

Ehrenamtliche unO prat<titänten, die im Rahmen ihrer Tätigkeit die Möglicikeit

des Aufbaus von ebhangigkeits-, Macnt- und Vertrauensverhältnissen haben.

Mit der Erfüllung Ou1. o.g:Änfordärungen sind die Arbeitgeberpflichten in dieser

Hinsicht ausreichend erfüllt'
öiä fri"Gi""nte Vorlage där erweiterten Führungszeugnisse ist in den Quali-

tätsberichten zu bestätigen.

DieLeistungserbringerhabendaritberhinauseinKonzeptzumSchutzderLeis-
;;g;b;;;;ütigten vär jeder Form der Ausbeutung' Gewalt und des Miss-

braüchs zu entwickeln und umzusetzen'

Eine ständige Anwesenheit oder Erreichbarkeit von Personal ist erforderlich'

iveralitatuundtn qntitativerachn densich quarichtetlausstattungPersonaDie allesinditennde Betreuuln ngszeUBetreusichttn ngsleistungen.erforderlichenH BetreudeAusfallzeitensowienndu Leistungenindirekten sonstigedirekten
derungen an die
personelle Ausstat-
tung

5. ne Anfor-
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be-zaDazu tnsh lenalrsonertesdurch u Fachpealifiziu rfoeUnterstütz lg YDie ng
i-sowieen pädagogsonstigesnn undenSozi dagogSozialpänSO dere alpäda gogl

er-Uweitere ngntersttltzunrso Dieal.schesd Fachpeeutiunsches ergotherap
al.ersontetes nterstUtch ützung spnanderesurch fachfol d gelegt

5,2 UnterstützungsPer-
sonal

HilfebedarfsgruPPe 1 : I zu 11,67

HilfebedarfsgruPPe 2: 1 zu 7 ,81

HilfebedarfsgruPPe 3: I 2u 5,24

HilfebedarfsgruPPe 4: 1 zu 3,36

HilfebedarfsgrüPPe 5: I zu 2,36

lnden denichS nachrichtetdiefti rlstellen BetreuungersonahAnza d PDie
Be-erierforderlichIVind uelidDurchschnitttmrun ppenHilfebedarfsgJewe ige

ermeln ttelt:nrso halsc lüssfo Peenrd achnwiund gendtre ngszeiten

5.3 Anzahl Unterstüt-
zungspersonal

gswohnen wird täglich Nach truf bereitschaft geleistet.
lm5.4 Nachtwache

rtnensh durchgefühswotbrha CSdwird nneiVBeschäftigungArbe
wirdAusbilduexter vermitteltn ngH nnach ungilfeplaünd später(Werkstätten

kturieruer Tdmen ngMaßnah agesstruhrt.nrichtu ddealb E urchgefüßerh oaLt
tuhilc durchgeführt.der Einu außerhalbch ngerhalbn a Ssowohwerden

tätssich

fachlichedumfasst
t_Quaundnation5.6. Fachliche Leitung

Koordination

riebsfä-BeiSOWICBewdieIt Rein ngn tgu ng,steDer Leistu ngserbri ger
>d n-FachleistudleFinanz ngsicens erh Die rungnswohdesit ü berganghigke

scha e.Pauber etneteils platzbezogenüerfolgt

5.7 Hauswirtsc
Reinigung
Haustechnik

haft /

schale.

ber-desu ndLe Verwaltungdiestellt betriebliche itungnLeistuDer gserbringer
u-Paübe einen platzbezogeneleD nFina ztelusicher s erfolgtn ensangswoho

5.8 Geschäftsführung
und allgemeine
Verwaltung

tungsangebotes.

Für die gemeinschaftliche NutzLrng werden vom Leistungserbringer entspre-

chende 
"Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt (Gemeinschafts-

raumAlVohnküche, Küche, AaOrur/ö; unä ggf' ausgestattet (Wand- und Boden-

beläge, Möbel, Hausrat etc.).

FüreineindenEinzelvereinbarungenfestzulegendeZahlvonBewohner/innen
werden Kombinationen von wohniaum, Küche und sanitärbereich (Apart-

Äänt"1 angeboten. Ausstattung und Möblierung sind Bestandteil des Leis-

tungsangebotes.

Die Ausstattung mit Büro-, Besilrechungs- und Gruppenräu men'.Wirtschafts-

räumen zur Selbstversorgung, Werkstatt- und Lagerräumen s,owie mit.ange-

messenen KommunikatiärÄitt"tn und Datenverarbeitungsmöglichkeiten sowie

Cie notwenOige behindertengerechte Mobilitätsausstattung (Fahrzeuge) erfolgt

bezogen auf den entsprechänden Bedarf und auf die Zahl der Mitarbeiter und

wtitar6eiterl n nen bzw. Bewoh ner und Bewoh neri nnen'

Der Einsatz von sachmitteln für die Unterstützung und Verwaltung ist im ange-

messenen Umfang sicherzustellen'

lzimm an.Einze erfür Bewohnerdien derbietet RegenenswohASD
Leis-desBestandteilnichtsindnstandund haltungMöblie rungAusstattu ng,

Räumliche und
sächliche Ausstat-
tung (Betriebsnot-
wendige Anlagen)

6
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- Einhalten aller Verträge und gesetzlicher Auflagen

- Vorliegen eines Betreuungs- und Nutzungsvertrages'
_ UnterJtutzung auf der BaJis eines schriftlichen Angebotskonzeptes

- Ägelmaßige-Fallbesprechungen, !g{arfsggrechte Team- und Fallsupervi-

siön u. bedarfsgerechter Fort- und Weiterbildung
- Mitarbeit im Gemeindepsychiatrischen Verbund

Prozessqualität
- Entwicklung, Umsetzung, Überprüfung, Fortschreibung, Dokumentation und

Koordinatio]1 des individJellen iligeptänes unter Einbeziehung der Betroffe-

n"n, seiner Angehörigen und sonstigen Bezugspersonen

- tlexiOte und bedarfsgerechte Dienstplangestaltung

Ergebnisqualität
- Grad der Zufriedenheit der Betroffenen
_ ÄgäÄäe[ä ünerprutung und Reflexion des Zieterreichungsgrades gemäß

der individuellen Hilfeplanziele
_ üL"ipiurung der fachfichen Angemessenheit und Umsetzung der Maß

nahmen

Strukturqu

a)MaßnahmepauschalennachHilfebedarfsgruppenzurAbdeckungderBe-
treuungsleistungen,

b) 
"ine 

eiunOp"u"ih"l" zur anteiligen Abdeckung 9"t,i:it!y1.9:n.Geschäfts-
führung, Leitung, Organisation und Verwaltung des Ubergangswohnens

sowie änteiligeiSachkosten soweit nicht unter a) erfasst'

c) äinen lnvestäionsbetrag zur Abdeckung. der Kosten, die sich aus der An-

schaffung, Nutzung unä Erhultung der Anlagen und Ausstattungen,.soweit

sie nichtäem indivlduellen WohnÄn zuzurechnen sind, ergeben und

d) eine angebotsbezogene Ergänzungspauschale für nächtliche Rufbereit-

schaft.

swohnen werden vergütet durchDie Leistungen im
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Stand 03.04.2023

Rahmenleistu n gsbesch rei bun g
Begleitung im Krankenhaus für erwachsene Leistungsberechtigte

Leistungsmerkmale Beschreibung

'l Leistungsbezeichnung Begleitung im Krankenhaus ist eine Leistung der Ein-
gliederungshilfe für erwachsene Menschen, die eine
wesentliche Behinderung haben oder von einer we-
sentlichen Behinderung bedroht sind und die im Rah-
men einer stationären Krankenhausbehandlung durch
vertra ute Bezu gspersonen beg l'eitet und/oder befä higt
werden.

2 Rechtsgrundlage Leistung zur Sozialen Teilhabe gem. SS 113 Abs' 6,

90 Abs. 1 und Abs. 5 SGB lX

3. Kurze Beschreibung der
Leistung

Leistungen zur sozialen Teilhabe als individuelle Un-
te rstützu n g wä hrend eines Kra nkenha usa ufenthaltes

4. Personenkreis Erwachsene Menschen, die zum Personenkreis nach

S 99 SGB lX gehören und die bereits Leistungen der
Eingliederungshilfe nach Teil 2 SGB lX beziehen.

5. Zielsetzung Ziel der Begleitung im Krankenhaus ist die Sicherstel-
lung der Durchführung der stationären Krankenhaus-
behandlung durch die Begleitung und Befähigung der
leistungsberechtigten Person durch vertraute Perso-
nen der Leistungserbringer der Eingliederungshilfe,
die dem Leistungsberechtigten gegenüber im Alltag
bereits Leistungen der Eingliederungshilfe erbringen.

6. Leistung

6.1. Art der Lelstung Die Leistung Bbgleitung im Krankenhaus ist die Be-
gleitung und Befähigung des Leistungsberechtigten
durch eine vertraute Bezugsperson, die der leistungs-
berechtigten Person gegenüber im Alltag bereits Leis-

tungen der Eingliederungshilfe erbringt.

Begleitung im Krankenhaus beinhaltet Leistungen zur
Verständigung und/oder Unterstützung im Umgang
mit Belastungssituationen.

Es handelt sich um eine nicht medizinische Neben-
leistung zur stationären Krankenhausbehandlung.

6.2. Voraussetzung der Leis-
tung

Voraussetzungen der Leistung sind:

1. das Vorliegen der Erforderlichkeit der Beglei-
tung aufgrund behinderungsbedingter beson-
derer Bedürfnisse
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Die Erforderli it ist beispielsweise/ insbesondere
in folgenden Fallkonstellationen anzunehmen:

. weilohne Begleitperson die Krankenhausbe-
handlung nicht durchführbar ist

. weil ohne Begleitperson die Behandlungsziele
nicht, oder nicht im erforderlichen Ausmaß er-
reicht werden können, oder deren Erreichung
erheblich gefährdet wäre

. weil die Bögbitperson in das therapeutische
Konzept im Krankenhaus und ggfs. für die Zeit
nach der Entlassung aus dem Krankenhaus
eingebunden werden muss

2. ein besonderes Vertrauensverhältnis des
Leistungsberechtigten zur Bezugsperson

Die Prüfung der Voraussetzungen sollen im Einzelfall
im Rahmen des Gesamt- bzw. Teilhabeverfahrens
nach S$ 117 SGB lX ff erfolgen.

6.3 Abgrenzung / Berücksich-
tigung anderer Leistungen Die Leistung ist gegenüber Leistungen anderer Reha-

Träger, anderer Sozialleistungsträger und Leistungen
der sozialen Pflegeversicherung abzugrenzen.

$ 91 Abs. 1 und 2 SGB lX gilt gem. $ 113 Abs. 6 S. 4
SGB lX nicht gegenüber Kostenträgern von Leistun-
gen zur Krankenbehandlung, da das Krankenhaus-
personal oder sonstige fremde Fachkräfte das für die
i nd ivid uel le U nterstützu ng notwend ige Vertra uensver-
hältnis nicht mitbringen.

Von dieser Ausnahme nach $ 113 Abs. 6 S. 4 SGB lX
unberührt bleiben die Leistungen der Träger der Un-

fallversicherung und die folgenden Pflichten der für
die Krankenbehandlung zuständigen Kostenträger:

. im Rahmen des Versorgungsauftrages den
besonderen Belangen von Menschen mit Be-

hinderungen Rechnung zu tragen
. zur Kostenübernahme für Gebärdensprach-

dolmetscher und anderen Kommunikationshil-
fen nach $ 17 Abs. 2 SGB I

. zu Kommunikation in verständlicher, einfa-
cher, ggfs. leichter Sprache nach $ 17 Abs' 2a

SGB I

Pflegerische Tätigkeiten, auch aufwendigere pflegeri-

sche Unterstützungsleistungen, sind keine Leistung

der Begleitung im Krankenhaus, soweit sie die Ver-
pflichtu ng des Krankenha uses betreffen, Pflegeleis-
tu zu und die leistu

Besch lossen i n der Vertragskom m issionssitzu n g am 28.04'2023
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Person die pflegerischen Tätigkeiten des Kranken-
hauspersonals zulässt.

6.4. Umfang der Leistung Die Ermittlung des grundsätzlichen Bedarfs der Leis-

tung erfolgt nach den Vorgaben der $$ 117 ff SGB lX

untär Berücksichtigung der Besonderheiten des Ein-

zelfalles und der Wünsche der leistungsberechtigten
Person im Sinne von $ 104 SGB lX.

Der Umfang der Leistung wird in Abstimmung der
Leistungserbringer mit dem Kostenträger im Einver-
nehmen mit der/dem Leistungsberechtigten festge-
legt.

6.5. Leistungsort Die Begleitung im Krankenhaus wird ausschließlich
im Krankenhaus / auf dem Krankenhausgelände er-
bracht.

6.6. Leistungszeiten

a

Die Begleitung im Krankenhaus kann täglich an allen

Wochentagen, einschließlich der Wochenenden und

der Feiertage entsprechend der individuellen Abspra-
che mit der leistungsberechtigten Person in Anspruch
genommen werden.

7 Personelle Ausstattung

7.1. Al lgemei ne Anforderungen
an die personelle Ausstat-
tung

Die Personalausstattung richtet sich nach den quanti-

tativ und qualitativ erforderlichen Unterstützungsleis-
tungen.

Die Anforderungen an das Personal gelten analog zu

den sonstigen Leistungen der Eingliederungshilfe.

7.2. Ei nzusetzendes Personal Zur Erbringung der Begleitung im Krankenhaus wer-
den vertraute Bezugspersonen eingesetzt, die bereits
gegenüber dem Leistungsberechtigten Leistungen im

Alltag erbringen. Sie sind Kommunikationsvermittler
bei Diagnostik, Patientenaufklärung, Behandlung,

Therapie und Pflege.

Vertraute Bezugspersonen sollen die Krankenhaussi-
tuation stabilisieren und dem Leistungsberechtigten
gegenüber ein.Sicherheitsgefühl vermitteln, z. B. bei

äusgeprägten Angsten oder stark herausforderndes
Verhalten. Durch sie wird die medizinische Behand-
lung wie diagnostische, therapeutische oder pflegeri-

sche Maßnahmen möglich.

7.3. Fachliche Leitung und Ko-
ordination

sondert ütet

Die fachliche Leitung/Koordination erfolgt aus einer
vorhandenen Leistung der Eingliederungshilfe herzus
und wird für die Begleitung im Krankenhaus nicht ge-

Beschlossen i n der Vertragskom m issionssitzun g am 28.04'2023
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Zu gewährleisten ist eine ordnungsgemäQ9 und an

den-G ru ndsätzen der Leistu ngsfäh igkeit, Wirtschaft-

lichkeit und Sparsamkeit ausgerichtete Geschäftsfüh-

rung und Venrvaltung'

Die Geschäft sf ührung u nd Venryaltu ngstätigkeiten

werden über die Stundensätze abgebildet'

7.4. Geschäftsführung und all-
gemeine Verwaltung

Die Begleitung im Krankenhaus ist über ein geson-

dertes Berichtsraster (Qualitätsbericht) bis zum

31.01. des jeweiligen folgenden Kalenderjahres an

die Senatoiin für Soziales, Jugend, lntegration und

Sport zu übermitteln.

Qualitätsnachweis8.

Die Leistung Begleitung im Krankenhaus wird über

StundensätZe füi Fachkräfte und Nichtfachkräfte ver-

gütet.

Die Anzahl der zu vergütenden Stunden hängen von

den kompensierten Stunden in der vorhandenen Leis-

tung der Eingliederungshilfe ab.

Die Stundensätze enthalten alle direkten, indirekten

und sonstigen Leistungszeiten sowie die üblichen

Ausfallzeiten durch Urlaub, Krankheit, Fortbildung

etc.

9.

Die Rahmenleistungsbeschreibung tritt am

01.05.2023 in Kraft.
10 Gültigkeit

Besch lossen in der Vertragskom m issionssitzu n g am 28'04'2023


